
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 12.07.2024 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 024/611-1/2024/13 

Vorlage: 024/2024/0074 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Ausschuss für Bauwesen und 
Liegenschaften Guntersblum 

07.10.2024 2.1 Öff.    

Gemeinderat Guntersblum 28.10.2024 6.5 Öff.    

 
    

 
Guntersblum; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Im Breitried; Flur 1, Flurstück 986, 990 u. 1006 
Neubau seniorengerechte Wohnungen 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zur vorliegenden Bauvoran-
frage und beschließt folgende Punkte. Außerdem wird ein städtebaulicher Vertrag gem. § 11 
BauGB mit Bedingungen zwischen dem Vorhabenträger und der Gemeinde Guntersblum ge-
schlossen: 

 
a) Betreffend der Parzelle 986; Seniorengerechte Wohnungen anstatt gemäß B-Plan vorge-

sehen Sondergebiet „Seniorenpflegeheim“. 
b) Betreffend der Parzelle 990; Traufhöhe 7,50 m anstatt gemäß B-Plan 6,50 m  
c) Betreffend der Parzelle 990; Abweichende Bauweise, das heißt Reihenhausbebauung  an-

stelle der zulässigen Einzel- und Doppelhausbebauung 
d) Die Anzahl der Stellplätze wird in Bezug auf die Nutzung altersgerechtes Wohnen ermit-

telt. Anstelle von 2 Stellplätzen pro Wohneinheit sind 0,2 Stellplätze pro Wohneinheit 
nachzuweisen. 

e) Die Überschreitung der Grundflächenzahl durch Nebenanlagen wie z.B. Stellplätze wird 
zugelassen. 

 
oder: 
 

2. Der Gemeinderat versagt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zur vorliegenden Bauvoran-
frage und beschließt das Vorhaben über einen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit 
Durchführungsvertrag gem. § 12 BauGB zu regeln. Der Vorhabenträger wird aufgefordert ei-
nen entsprechenden Antrag einzureichen. 

 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 
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 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Starck)  (Livingston)     
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter     

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 35 im 
bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung Mainz-Bingen 
im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht 
identisch sind, die Entscheidung jedoch die Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der 
Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
• Bauvoranfrage  
 
Gegenstand der Bauvoranfrage ist der Neubau von seniorengerechten Wohnungen. 
 
Die Grundstücke befinden sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen Bebauungsplanes (§ 30 
BauGB) mit Bezeichnung „Algersweg-West“. 
 
Der Vorhabenträger hat 3 verschiedene Varianten ausgearbeitet, die alle in mehreren Punkten dem 
Bebauungsplan „Algersweg-West“ widersprechen. 
 
Geplant sind zwei Mehrfamilienhäuser mit seniorengerechten Wohnungen mit jeweils einem Keller-
geschoss, zwei Vollgeschossen und ausgebauten Dachgeschoss als Nicht-Vollgeschoss. 
 
Zu den 3 Varianten hat der Investor allgemeine Fragen gestellt. 
 
Nachfolgend die Erläuterung zu den im Beschluss genannten Unterpunkten a-e) 
 
Zu a) 
Der Bebauungsplan weist für die Grundstücke 986 und 990 verschiedene Nutzungsschablonen (4 und 
5) aus.  
Auf dem Grundstück 986 ist ein Sondergebiet Seniorenpflegeheim eingetragen und auf dem Grund-
stück 990 ist Allgemeines Wohngebiet eingetragen. 
 
Der Investor möchte auf beiden Grundstücke altersgerechtes Wohnen ausführen.  
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Altersgerechtes Wohnen ist nicht gleichzusetzen mit einem Senioren-Pflegeheim. Diese Nutzung ist 
nicht im Baurecht als Begriff gesichert. Hierbei handelt es sich um eine Wohnnutzung, die auch für 
jüngere Mieter genutzt werden kann, ohne dass hierfür eine Nutzungsänderung durchgeführt wer-
den müsste.  
 
Zu b) 
Altersgerechtes Wohnen ist im Bereich des Grundstückes 990 zulässig. Allerdings beabsichtigt der 
Antragsteller eine höhere Traufhöhe und beabsichtigt von der zulässigen Traufhöhe 6,50 m um 1,0 m 
auf 7,50 m zu erhöhen. Die Firsthöhe von 11,00 m soll gleichbleiben.  
 
Zu c) 
Die Nutzungsschablone weist auf dem Grundstück 990 Doppel- und Einzelhausbebauung auf. Ein 
Mehrfamilienhaus mit abweichender Bauweise wie z. B. ein längeres Gebäude übe 50 m ist in diesem 
Bereich nicht vorgesehen.  
 
Zu d) 
Die Verwaltungsvorschrift „Zahl, Größe und Beschaffenheit der Stellplätze für Kraftfahrzeuge“ des 
Ministeriums der Finanzen vom 24. Juli 2000 (zuletzt geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 
05.10.2020) sieht Richtzahlen für die Ermittlung des Stellplatzbedarfs vor, an welchem sich der Inves-
tor bei der tatsächlichen Bedarfsermittlung orientiert hat.  
 

 
 
Die Stellplatzsatzung der Ortsgemeinde Guntersblum hat keine Angaben zu seniorengerechte Woh-
nungen. 
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Der Vorhabenträger möchte ca. 40 Stellplätze weniger bauen.  
 
Zu e) 
 
Die ursprünglich vorgesehene Erschließungsstraße soll durch den Investor hergestellt werden. 
Um die Grundstücke 986 und 990 effektiv nutzen zu können, beabsichtigt der Investor eine geringfü-
gige Überschreitung der zulässigen Grundflächenzahl von 0,4 GRZ. Wie hoch die geringe Überschrei-
tung ausfallen könnte wurde in der Bauvoranfrage nicht beziffert.  
 
Die Bauverwaltung geht davon aus, dass der Investor die Flurstücke 986, 990 und 1006 vereinigen 
möchte. Die Herstellung der Privatstraße, die durchaus sinnvoll ist, würde dann auf die GRZ ange-
rechnet werden. Dies möchte der Bauherr durch eine Zulassung der geringfügigen Überschreitung 
der GRZ ausgleichen. 
 
Allgemein: 
 
Die Bauverwaltung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sieht die Vielzahl der Abweichungen kritisch. 
Durch die Planung des Investors sind die Grundzüge des Bebauungsplanes „Algersweg-West“ so gra-
vierend verletzt, dass eine Bebauungsplanänderung in diesem Bereich für die Zulassung dieses Bau-
vorhabens unumgänglich ist. 
 
Die Bauverwaltung schlägt daher vor ein Gespräch mit dem Investor zu suchen und ein Vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan auf Kosten des Investors durchzuführen: 
 
Der Vorhabenbezogener Bebauungsplan ist ein Bebauungsplanverfahren und stellt, ähnlich wie ein 
Bauantrag, die genaue Vorhabenplanung dar. Ebenso kann die Durchführungszeit im Durchführungs-
vertrag festgelegt werden. Wenn die Frist nicht eingehalten wird, kann die Gemeinde Guntersblum 
den Bebauungsplan wieder aufheben, ohne dass dadurch der Vorhabenträger Kosten geltend ma-
chen kann. Auch Infrastrukturkosten können im Durchführungsvertrag geregelt werden. Letztendlich 
ist ein Durchführungsvertrag ähnlich wie ein Städtebaulicher Vertrag zu sehen. Die Kosten dieses Ver-
fahrens trägt der Vorhabenträger und ist im Durchführungsvertrag festzuhalten. 
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Der Vorhabenträger stellt einen Antrag zur Einleitung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
gem. §12 BauGB bei der Verbandsgemeinde Rhein-Selz. Bestandteil dieses vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes ist ein Bebauungsplan, ein Vorhabenplan und ein Durchführungsvertrag. 
 
Die Ortsgemeinde Guntersblum muss diesem Antrag in einer Gemeinderatsitzung zustimmen. Dies 
erfolgt meist durch einen Aufstellungsbeschluss.
  
 
 


